
FDP skeptisch gegenüber Anstalt öffentlichen Rechts 
 
Die FDP-Stadtratsfraktion hat "erhebliche Vorbehalte", unter dem Dach einer Anstalt öffentlichen Rechts 
(AÖR) in einem sogenannten "Wirtschaftsbetrieb der Stadt Krefeld" Aufgaben aus den Bereichen Pla-
nung, Bau und Unterhaltung öffentlicher Infrastruktur (u.a. Straßen, Radwege, Grünflächen, Abwasser, 
Kanal, Abfall und Straßenreinigung) zu bündeln. Der Vorschlag der Verwaltung, der am Dienstag im Fi-
nanzausschuss vorgestellt wurde, geht auf einen Beschluss von SPD, Grünen und CDU anlässlich der 
Haushaltsberatungen im Frühsommer zurück. 
 
"Die haushalterische Wirksamkeit, also die Reduzierung von Aufwendungen, wird mit keinem Wort in der 
Verwaltungsvorlage dargelegt", erklärt FDP-Fraktionsvorsitzender Joachim C. Heitmann. 
 
"Steuerpolitisch" sei das Vorhaben ein "Blindflug", da Anstalten des öffentlichen Rechts grundsätzlich als 
Unternehmen behandelt würden und damit umsatzsteuerpflichtig seien. 
 
"Hinzu kommt, dass es weiterhin hoheitliche Aufgaben geben wird, die nicht auf die AÖR übertragen wer-
den können, also von der Kernverwaltung weiter wahrgenommen werden müssen. Es drohen damit Dop-
pelstrukturen, die die Entscheidungsprozesse nicht gerade übersichtlicher machen werden." 
 
Nach Ansicht der FDP ist der Preis einer Ausgliederung von Verwaltungsteilen in eine AÖR ein Verlust an 
Transparenz und Kontrolle durch die Öffentlichkeit: "Der Einfluss des Stadtrates wird nur noch über den 
nicht öffentlich tagenden Verwaltungsrat der AÖR erfolgen, also verbunden mit einer Verschwiegenheits-
pflicht der Verwaltungsratsmitglieder und einer Entscheidungsfindung hinter verschlossenen Türen." 
 
Die FDP fragt schließlich, welche Motivation "rot-Grün" und CDU dazu veranlasst hätten, "ausgerechnet 
den Fachbereich, der den größten Veränderungsbedarf habe", nicht in die Strukturüberlegungen einzube-
ziehen: "Seit Jahren wird quer durch alle Fraktionen des Rates der desolate Zustand des Fachbereiches 
Gebäudemanagement beklagt. In der Vergangenheit hatte deswegen die Verwaltungsspitze hier den Vor-
schlag unterbreitet, diesen Fachbereich durch die Überführung in eine eigenbetriebsähnliche Einrichtung 
funktionsfähiger zu machen. Umso überraschender ist es, dass nunmehr ausgerechnet dieser Fachbe-
reich zunächst einmal außen vor bleiben soll." 

 


